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Breitner weitere zwei Jahre 
SGK-Landesvorsitzender
SGK wird einer Spaltung in reiche Dörfer und arme Städte 
nicht tatenlos zusehen

Die Sozialdemokratische Ge-
meinschaft für Kommunal-

politik in SH (SGK-SH) hat in ih-
rer Mitgliederversammlung in
Neumünster ihren Vorstand
neu gewählt. Der SGKSH gehö-
ren rund 900 Kommunalpoliti-
ker und Kommunalpolitikerin-
nen aus ganz Schleswig-Hol-
stein an. Landesvorsitzender

bleibt für weitere zwei Jahre der
Bürgermeister der Stadt Rends-
burg, Andreas Breitner. Zu sei-
nen Stellvertretern wurden die
Norderstedter Stadtvertreterin,
Sybille Hahn, der stv. Landrat
des Kreises Schleswig-Flens-
burg, Ingo Degner, und Kiels
Oberbürgermeister Torsten Al-
big gewählt. 
Inhaltlich beschäftigten sich die
52 Mitglieder mit den Folgen der
Regierungswechsel in Berlin und

Kiel. Die Absicht der Bundesregie-
rung, die Gewerbesteuer abzu-
schaffen, gefährdet aus ihrer Sicht
die kommunale Handlungsfähig-
keit. Die Gewerbesteuer muss als
wichtige kommunale Einnahme-
quelle erhalten bleiben. 
Die Mitgliederversammlung
sprach sich klar gegen die ange-
kündigten Steuersenkungen aus.

„Wir benötigen unseren Anteil an
Steuereinnahmen dringend, um
unsere Verantwortung in der Bil-
dung und Kinderbetreuung nach-
zukommen. Auch die Kommu-
nen in Schleswig- Holstein stehen
vor großen Herausforderungen
und brauchen jeden Cent”, erklär-
te der SGK-Landesvorsitzende An-
dreas Breitner. Sehr kritisch wur-
de eine drohende Spaltung des
Landes in ländlichen und städti-
schen Raum diskutiert. Die Lei-

tung des Innenressorts haben mit
Klaus Schlie und Volker Dorn-
quast zwei frühere Lobbyisten des
ländlichen Raumes, die wenig bis
keine Erfahrung mit städtischen
Problemen haben. In der CDU-
Fraktion kommt kein Abgeordne-
ter aus einer der großen Städte des
Landes. Erste Äußerungen zur
Fortschreibung des Landesent-

wicklungsplanes lassen für die
schleswig-holsteinischen Städte
Schlimmes befürchten. Im Koali-
tionsvertrag von CDU/FDP blei-
ben die Städte mit ihren besonde-
ren sozialen Problemen nahezu
unerwähnt. „Der Koalitionsver-
trag ist für die schleswig-holsteini-
schen Kommunen eine einzige
Enttäuschung. Insbesondere die
Städte als herausragende Orte der
Begegnung und des Lebens finden
keine Berücksichtigung. Der neu-

en Landesregierung geht es
scheinbar nur um eine Stärkung
der Dörfer und Gemeinden. 

Die SGK wird einer schwarz-gel-
ben Spaltung unseres Landes in
reiche Dörfer und arme Städte
nicht tatenlos zusehen”, erklärte
Andreas Breitner. 

Sozialdemokratische Gemeinschaft für Kommunalpolitik e.V.
Meldungen, Meinungen, Kontroversen aus Schleswig-Holstein und Hamburg

Andreas Breitner, Sybille Hahn, Torsten Albig und Ingo Degner. Foto: Schulz

Vorsitzender: 
Andreas Breitner, Rendburg

stellv. Vorsitzende:
Torsten Albig, Kiel
Ingo Degner, Schleswig
Sybille Hahn, Norderstedt

Beisitzer:
Ilona Adamski, Kremperheide
Andrea Hansen, Uetersen
Dieter Juhls, Giekau
Dörte Köhne-Seiffert, Elmshorn
Dieter Schönfeld, Bad Sege-
berg
Karsten Reimer, Schleswig
Maik Schwartau, Büsum
Heike Treffan, Geesthacht

SGK-Landesvorstand
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Wahlkreise in den Hamburger
Bezirksparlamenten

Die Hamburgische Bürger-
schaft hat im Sommer 2009

ein geändertes Wahlrecht be-
schlossen. Die Änderungen ha-
ben auch Auswirkungen auf
die Wahl der Bezirksversamm-
lungen. 

Mit der nächsten Bürgerschafts-
wahl (voraussichtlich 2012) wer-
den die Bezirksversammlungen

und Bürgerschaft letztmalig zu-
sammen gewählt. Ab dem Jahr
2014 werden die Bezirksver-
sammlungen dann zusammen
mit den Wahlen zum europäi-
schen Parlament stattfinden. 

Künftig werden in den Bezirken
ein wesentlicher Teil der Bezirks-
abgeordneten in Wahlkreisen ge-
wählt werden. Soweit keine

Neuerung, Wahlkreise gab es
zwar auch schon nach dem be-
stehenden Recht, jetzt wird aber
das System für die Wahl der
Wahlkreisabgeordneten der Bür-
gerschaft 1:1 auf die Bezirke
übertragen.
Für die Bezirkswahlkreise bedeu-
tet es, dass sie vollständig neu ge-
schnitten werden müssen. Zur
Zeit werden in einem Bezirks-

Risiken für die HSH Nordbank: 

Senat und Bürgermeister haben Öffentlichkeit
getäuscht

Die SPD-Bürgerschaftsfrakti-
on sieht sich nach zweiter

Vernehmung von Ex-Aufsichts-
ratschef und Ex-Finanzsenator
Peiner (CDU) bestätigt - Nach
Finanzsenator Freytag gerät
jetzt auch Bürgermeister von
Beust in Erklärungsnot. Der Se-
nat und Bürgermeister Ole von
Beust (CDU) haben Parlament
und Öffentlichkeit über die wirt-
schaftliche Schieflage der HSH
Nordbank vorsätzlich getäuscht
– so lautet das Fazit der SPD-Bür-
gerschaftsfraktion nach der zwei-
ten Vernehmung von Ex-Finanz-
senator Wolfgang Peiner (CDU)
vor der Parlamentarischen Unter-
suchungsausschuss (PUA) HSH
Nordbank.

Bürgermeister von Beust hatte
noch unmittelbar vor der Bürger-
schaftswahl im Februar 2008
Aussagen zurückgewiesen, nach
denen in Zusammenhang mit
der US Immobilienkrise auch für
die HSH Nordbank enorme Risi-
ken drohten. Wir müssen davon
ausgehen, dass der Bürgermeister
hier nicht alles gesagt hat, was er
wusste. Mittlerweise ist klar, dass
die Aussagen über enorme Risi-
ken für die HSH Nordbank rich-
tig waren. Und es stellt sich im-
mer deutlicher heraus, dass auch

Senat und Bürgermeister wesent-
lich mehr wussten, als sie im
Frühjahr 2008 gesagt haben.

In der Sitzung des PUA hatte der
SPD-Abgeordnete Metin Hakver-
di den Ex-CDU-Finanzsenator
und späteren HSH-Aufsichtsrats-
vorsitzenden Peiner zuvor damit
konfrontiert, dass die Anteilseig-
ner bereits Ende 2007 – also rund
zwei Monate vor der Bürger-
schaftswahl – über eine außer-
planmäßige Kapitalerhöhung be-
raten haben, um die damals
schon kriselnde Bank zu stützen.
Bereits 2007 haben die Experten
Gefahren für die HSH Nordbank
erkannt und Gegenmaßnahmen
beraten. Genau das hat Bürger-
meister Ole von Beust im Kandi-
daten-Duell mit seinem SPD-He-
rausforderer Michael Naumann
verschwiegen. Wenn der Bürger-
meister über die Situation der
Bank auch nur im Groben infor-
miert war, dann hat er die Wäh-
ler damit schlicht getäuscht. Die-
se Kommunikationsstrategie ge-
genüber der Öffentlichkeit weni-
ge Wochen vor der Wahl wird
noch aufzuklären sein. Auch bei
der Beantwortung einer schriftli-
chen kleinen Anfrage hatte der
Senat erklärt, der Bürgermeister
sei über die Lage der Bank infor-

miert gewesen.
Die Aussage über die bereits 2007
diskutierte außerplanmäßige Ka-
pitalerhöhung setzt auch Finanz-
senator Michael Freytag (CDU)
und den ehemaligen HSH-Vor-
stand Peter Rieck unter Druck.
Dieser hatte in einer Sitzung des
Haushaltsausschusses der Bür-
gerschaft im Juni vergangenen
Jahres gesagt, von einer Kapital-
erhöhung sei im vierten Quartal
2007 keine Rede gewesen – eine
Aussage, die der Finanzsenator
im Ausschuss unwidersprochen
ließ. Es liegt jetzt im Ermessen
von Finanzsenator Freytag, die
Öffentlichkeit darüber aufzuklä-
ren, was der Senat vor der Wahl
über die Schieflage der HSH
Nordbank wusste.
Sogar noch Anfang Oktober 2008
hatte Senator Freytag die HSH
Nordbank in einem Interview
mit der Tageszeitung „Die Welt“
als „im Kern gesund“ bezeichnet.
Nicht nur unmittelbar vor der
Bürgerschaftswahl sondern auch
noch weit danach hat der Senat
die Lage der HSH Nordbank
schöngeredet. Die notwendige
Offenheit und Transparenz ha-
ben werde der Senat noch die
Bank geleistet – nicht vor der
Bürgerschaftswahl und nicht da-
nach.

Thomas Völsch ist SPD-Bürger-
schaftsabgeordneter und Ob-
mann der SPD im Parlamentari-
schen Untersuchungsausschuss
(PUA) zur HSH Nordbank. Er ist
zudem Mitglied im Haushalts-
ausschuss und im Stadtentwick-
lungsausschuss. Völsch ist Vorsit-
zender des Distrikts Neugraben–
Fischbek, stellvertretender Kreis-
vorsitzender in Harburg und seit
2002 Schatzmeister der Sozialde-
mokratischen Gemeinschaft für
Kommunalpolitik Hamburg e.V.
Im Februar 2008 wurde er erst-
mals in die Bürgerschaft gewählt. 

Weitere Infos: www.thomas-
voelsch.de



SGK-Schleswig-Holstein&Ham burg2010 | 2 Lan  de s-SGK 3

1/1 SEITE
KONGRESS



SGK-Schleswig-Holstein&Ham burg 2010 | 2 Lan  de s-SGK4

wahlkreis bis zu 15 Abgeordnete
direkt gewählt. Nach der Wahl-
rechtsänderung werden künftig
– wie bei der Bürgerschaftswahl
– drei bis fünf Abgeordnete pro
Bezirkswahlkreis gewählt. Das
bedeutet, dass bei gleicher An-
zahl Wahlkreisabgeordneten
(Bezirk) die Wahlkreise deutlich
verkleinert werden müssen. In
Hamburg-Nord z.B. mit 30 Wahl-
kreisabgeordenten bedeutet das,
dass wir künftig mindestes sechs
und maximal zehn Bezirkswahl-
kreise haben werden.
Dieses System ist spätestens bis
zur Wahl 2014 einzuführen. Die
Bezirke haben aber eine Option
schon zur nächsten Wahl nach
dem neuen Recht Bezirkswahl-
kreise einzurichten. 

Volksgesetzgebung ist ein we-
sentlicher Bestandteil unseres
demokratischen Gemeinwesens.
Für uns Sozialdemokraten be-
deutet es, dass wir Volksentschei-

de Ernst nehmen und nicht nach
einem billigen Ausweg suchen.
Im konkreten Fall bedeutet es,
dass wir unverzüglich mit der
Umsetzung des neuen Wahlrech-
tes beginnen sollten und nicht
erst zum spätmöglichen Zeit-
punkt. Eine schnelle Umsetzung
des neuen Wahlrechtes mindert
auch die Probleme, die natürlich
auftreten werden, wenn die Men-
schen in unserem Bezirk inner-
halb von zwei Jahren ihre Be-
zirksabgeordneten in drama-
tisch unterschiedlich geschnitte-
nen Wahlkreisen wählen sollen.

Ich persönlich rate uns, dass wir
das Wahlrecht schnellstmöglich
umsetzten und unverzüglich mit
der Bildung der neuen Wahlkrei-
se beginnen.

Thomas Domres
Fraktionsvorsitzender
Hamburg-Nord

Die Last mit den undichten Kanälen

Fortsetzung Seite 2 – Wahlkreise in den Hamburger Bezrksparlamenten

Auf die kommunalen Vertre-
ter in Städten, Gemeinden

und Zweckverbänden kommt
in der laufenden Wahlzeit eine
Aufgabe zu, die bisher noch
weitgehend verdrängt wird, in
der Regel jedoch intensive Bera-
tungen mit finanziell folgen-
schweren Entscheidungen er-
fordert. 
SÜVO heißt das Zauberkürzel für
eine „Landesverordnung über die
Selbstüberwachung von Abwas-
seranlagen und Abwassereinlei-
tungen“ die mit dem 24.01.2007
datiert ist und die Träger der Ab-
wasserbeseitigung auffordert, ih-
re Anlagen bis zum 31.12.2012
selbst zu überwachen. Darunter
versteht man eine technische
Überprüfung sämtlicher Anla-
genteile wie Klärwerke, Pumpsta-
tionen und Leitungen für Schutz,-
Regen- oder Mischwasser - nicht
nur mal so, sondern durch eine
Fachfirma. Das Problem dabei:
Durch die gesetzliche Selbstüber-
wachung soll nicht nur die Zu-

Das ist das geltende Wahlrecht, Bürgerschafts- und Bezirkswahlkreise sind
noch identisch.

Der Blick in unsere Unterwelt läßt erheblichen Sanierungsbedarf erkennen.
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ständigkeit und Eigenverantwor-
tung deutlich gemacht werden,
sondern auch die Verpflichtung,
festgestellte Mängel auf eigene
Kosten zu beseitigen, sprich: Viele
Kostenlawinen  rollen auf die
Kommunen zu.

Die auf der Grundlage des Landes-
wassergesetzes erlassene SÜVO
soll aus Umweltgründen sowohl
verhindern, dass Abwasser aus
undichten Leitungen in das
Grundwasser gelangt, als auch,
dass Oberflächenwasser in un-
dichte Kanäle eindringt. 
Experten gehen davon aus, dass
von den ca. 500 000 km öffentli-
chen Abwasserkanälen in
Deutschland (12 Erdumrundun-
gen) ca. 30 % über 50 Jahre und
zwei Drittel über 25 Jahre alt sind.
Konsequenz: Rund 100 000 km
werden kurzfristig und weitere
100 000 km mittelfristig als sanie-
rungsbedürftig angesehen. Ob de-

fekte Anschlüsse, Risse am Mate-
rial, undichte Muffen oder einge-
drungene Wurzeln - die Mängel-
palette ist artenreich und finan-
ziell folgenschwer. Je nach Alter
der eigenen Anlagen kann sich je-
de Kommune ausrechnen, ob sie
womöglich zu den potentiellen
akuten Sanierern zählt. Dann
empfiehlt es sich, vorsorglich be-
reits einmal Kontakt zum Käm-
merer aufzunehmen und zu hin-
terfragen, ob die Re-Investitions-
kosten aus den angesammelten
Abschreibungen noch auf dem
Konto liegen. Das Verfallsdatum
rückt näher!

Ähnliche Probleme kommen auf
die Grundstückseigentümer zu
für die Teile der zentralen Abwas-
seranlage, die bis zum Zaun am
Bürgersteig liegen: Anschlüsse,
Leitungen Kontrollschächte. Hier-
von gibt es bundesweit bis zu 1,5
Mio.  Kilometer und Fachleute ge-

hen von einer Schadensrate zwi-
schen 50 und 90 % aus. Auch hier
kann sich jeder Eigentümer je
nach Alter der eigenen Anlage
vorab selbst einordnen - die Wahr-
scheinlichkeit der Mängelbehaf-
tung ist aber groß! Grundlage der
Überprüfung und Sanierung die-
ser privaten Teilanlagen ist die
DIN 1986, Teil III. Das Vollzugsda-
tum liegt hier jedoch drei Jahre
später - bis zum 31.12.2015 muss
jeder Eigentümer den Nachweis
einer Überprüfung durch eine
Fachfirma vorlegen.

Während die Kommunen sich
mit ihren öffentlichen Problemen
allmählich befassen sollten, be-
steht diese Eile für die Grund-
stückseigentümer noch nicht.
Dennoch ist ratsam, dass die Ge-
meinden den privaten Bereich mit
einbinden, um den Bürgern so
Hilfestellungen anzubieten, z.B.
um über organisierte Sammelun-

tersuchungen die individuellen
Kosten zu senken. Keineswegs
sollten sich die Grundstücksei-
gentümer voreilig angebotene
Untersuchungen „zu kleinen Prei-
sen“ aufschwatzen lassen. 

Bedenkt man, dass man bei der
deutschen Abwasser-Infrastruk-
tur von notwendigen Ersatzinves-
titionen über mindestens 50 Mrd.
Euro im öffentlichen Bereich und
einem doppelt so hohen Investiti-
onsbedarf auf den privaten
Grundstücken ausgeht, kann man
sich ausmalen, wo in den nächs-
ten Jahre viele kommunale und
private Mittel verbleiben. Es gibt
jedoch auch positive Nebeneffek-
te: Umwelt- und Grundwasser-
schutz hier, Arbeitsplätze dort.
Fachleute sehen einen geschätz-
ten Beschäftigungseffekt mit
100 000 neuen inländischen Dau-
erarbeitsplätzen, davon allein
10 000 für Ingenieure.Dieter Juhls 

Anzeige

1/2 quer Comline
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Ende Januar 2009 lud die SPD-
Bundestagsfraktion Bürger-

meister und Kommunalpoliti-
ker aus ganz Deutschland nach
Berlin, um aus erster Hand über
das Konjunkturpaket II zu in-
formieren und sich mit den
kommunalen Vertretern über
die tatsächlichen Bedürfnisse in
Deutschlands Städten und Ge-
meinden auszutauschen. 

Ende Februar gaben Bundestag
und Bundesrat grünes Licht, so
dass nun 322 Millionen Euro aus
Berlin nach Kiel fließen konnten. 

Aufgestockt durch Landesmittel
und Gelder der Kommunen stan-
den in Schleswig-Holstein insge-
samt 430,1 Millionen Euro für In-
vestitionen zur Verfügung.129
Millionen Euro davon verblieben
beim Land für Investitionen in
die Hochschulen und Infrastruk-
turmaßnahmen; der überwiegen-
de Teil wurde weitergeleitet an
die Kommunen. 

Der größte Teil der für kommuna-
le Maßnahmen vorgesehenen
Summe in Höhe von 301, 1 Mil-
lionen Euro sollte in Investitio-
nen für Bildungsinfrastruktur ge-
steckt werden. Hierunter fielen in
erster Linie energetische Sanie-
rungen von Schulen und Schul-
turnhallen, aber auch Investitio-
nen zur Verbesserung der Kinder-
betreuung, sofern sie nicht wie
der Ausbau von Krippenplätzen
durch andere Bundesprogramme
gefördert werden, oder städtische
Volkshochschulen. 195,7 Millio-
nen Euro standen in diesem Be-
reich zur Verfügung. 

Im Vordergrund musste dabei die
energetische Sanierung stehen,
denn seit der Föderalismusreform
im Jahr 2006 ist dem Bund ein bil-
dungspolitisches Engagement in
den Ländern, sei es auch rein fi-
nanzieller Natur, nicht mehr
möglich. Auch wenn es den Kom-
munen nicht schwer fiel, geeigne-

te Maßnahmen zu finden, werden
es so manche Bürgermeister und
Kommunalpolitiker bedauert ha-
ben, das Geld nicht für größere
Klassenräume an den Gymnasien
oder andere Verbesserungen an
den neuen Gemeinschafts- und
Regionalschulen zu verwenden.
Die Gelder für die Bildungsinfra-
strukturverbesserung wurden an-
teilig nach Schülerzahlen und
Kindern in Kindertagesstätten an
die Kreise und kreisfreien Städte
verteilt. Dort entschieden die
Kreise selbst, ob sie anhand der
gestellten Förderanträge aus den
Städten und Gemeinden  eine
Prioritätenliste erstellen, oder ei-
ne andere Art der Verteilung wäh-
len. Im Kreis Pinneberg erfolgte
auch die Verteilung der Finanz-
mittel an die Städte und Gemein-
den anteilig nach den Schülerzah-
len und Plätzen in Kindertages-
stätten. 

Grundsätzlich eine gerechte Lö-
sung, die aber einen Nachteil hat-
te: Großprojekte wie Schulneu-
bauten oder Komplettsanierun-
gen ganzer Schulen waren mit
den Konjunkturfördermitteln
nicht möglich, dazu waren die

Summen, die den Kreisen zur Ver-
fügung stehen, einfach zu gering.
Stattdessen konnten aber viele
kleinere Maßnahmen durchge-
führt werden.

Besonders positiv anzumerken ist
die unbürokratische Weiterlei-
tung nicht abgerufener Mittel
einzelner Kreise. Durch das da-
mals noch SPD-geführte Innen-
ministerium wurden die Gelder
an die Kreise weitergeleitet, die ei-
nen höheren Investitionsbedarf
angemeldet hatten.  Zu den Profi-
teuren gehörte auch der Kreis Pin-
neberg, in den insgesamt fast
590 000 Euro zusätzlich flossen. 

Aufgrund der hohen Nachfrage
im Kreis Pinneberg war der zu-
sätzliche Zuschuss für finanz-
schwache Gemeinden von 12,5
Prozent auf 8,25 Prozent gesenkt
worden, durch den unerwarteten
Nachschlag konnte diese Kür-
zung zurückgenommen werden.
Für Elmshorn bedeutet dies, dass
alle vier Maßnahmen an der
Friedrich-Ebert-Schule, der Hafen-
schule, der Timm-Kröger-Schule
und der Elsa- Brändstöm- Schule
zu 87,5 Prozent von Bund und

Land bezuschusst wurden. Ohne
das Konjunkturpaket II wären
diese Maßnahmen für die Stadt
Elmshorn allein aus städtischen
Mitteln nicht zu finanzieren ge-
wesen. Von den öffentlichen Auf-
trägen profitieren auch die Hand-
werksunternehmen aus der Regi-
on, da sie die meisten Aufträge
zur Ausführung der Maßnahmen
erhielten. Damit ist die Idee des
Konjunkturpakets II, in der Wirt-
schaftskrise durch öffentliche
Aufträge die regionale Wirtschaft
zu stärken, zumindest in Elms-
horn voll aufgegangen.

Insgesamt betrachtet stellten die
Mittel aus dem Konjunkturpaket
II für die Kommunen einen er-
heblichen Anreiz dar, auch in der
derzeitigen schwierigen Situation
zu investieren. Doch auch wenn
der Eigenanteil  25 Prozent oder
bei den finanzschwachen Ge-
meinden nur 12,5 Prozent betrug,
haben sich viele Kommunen wei-
ter verschulden müssen, um die-
sen Anteil zu erbringen. Insbe-
sondere im Bereich der Investitio-
nen in Bildungsinfrastruktur lässt
sich aus den Bedarfsanmeldun-
gen der Städte und Gemeinden
entnehmen,  dass der tatsächliche
Investitionsbedarf noch viel hö-
her ist als die zur Verfügung ste-
henden 195,7 Millionen Euro. 

Das Konjunkturpaket war ein An-
fang, um flächendeckend Investi-
tionen in Bildung auszulösen,
doch in Schleswig-Holstein wer-
den auch nach dem Jahr 2010 in
den Kommunen Zuschüsse ge-
braucht, um notwendige Maß-
nahmen in den Schulen durchzu-
führen.

Dörte Köhne-Seiffert

Ein Jahr  Konjunkturpaket II –
Chance für kommunale Investitionen

Dörte Köhne-Seiffert ist Mitglied im SGK-Landesvorstand, Stadtvertreterin
in der Stadt Elmshorn und Finanzpolitische Sprecherin der SPD-Fraktion
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Amtsordnung auf dem Prüfstand
Urteil des Verfassungsgerichts wird mit Spannung erwartet!

Anzeige

1/4 Eck Bi

Was wird aus den Ämtern
im Lande? Der Beantwor-

tung dieser Frage werden sich
spätestens nach dem 26. Februar
2010, der schleswig-holsteini-
sche Gesetzgeber und die Ge-
meinden des Landes widmen
müssen. An diesem Tag verkün-
det das Verfassungsgericht in
Schleswig das Urteil zum Nor-
menkontrollantrag der Grünen
und des SSW über den § 9 der
Amtsordnung. 
Der § 9 regelt die Zusammenset-
zung der Amtsausschüsse. Der
Amtsausschuss besteht aus den
Bürgermeisterinnen und Bürger-
meistern der amtsangehörigen
Gemeinden und weiteren von
den Gemeindevertretungen ge-
wählten Mitgliedern, in der Regel
je 1000 Einwohner ein weiteres

Mitglied. Diese indirekte Wahl, so
die Antragsteller, verstößt gegen
unsere Landesverfassung, in der
steht: „Das Volk bekundet seinen
Willen durch Wahlen und Ab-
stimmungen. Es handelt durch
seine gewählten Vertretungen im
Lande, in den Gemeinden und Ge-
meindeverbänden…“ und „Die
Wahlen…, in den Gemeinden und
Gemeindeverbänden… sind allge-
mein, unmittelbar, frei, gleich
und geheim.“ 

Bereits 1979 hatte sich das Bun-
desverfassungsgericht mit diesem
Thema beschäftigt, damals war
das Gericht noch zu der Erkennt-
nis gelangt, dass diese indirekte
Wahl, angesichts des festgestell-
ten Aufgabenbestandes der Ämter
an Selbstverwaltungsaufgaben,
noch verfassungskonform war.
Heute nach 30 Jahren hat sich die
Situation aufgrund einer fortge-
schrittenen und weiter fortschrei-
tenden Übernahme von Selbst-
verwaltungsaufgaben geändert,
in den  ursprünglichen „Schreib-
stuben“ der Gemeinden werden
mehr oder weniger die Geschicke
der Gemeinden entschieden.
Doch die Ämter in Schleswig-Hol-
stein sind nicht alle gleich, allein
bei der Einwohnerzahl geht es los
mit 1.600 Einwohnern im Amt

Kappeln-Land bis zu 40.000 im
Amt Südtondern. Auch die An-
zahl der betreuten Gemeinden
pro Amt schwankt von drei im
Amt Oeversee bis zu 34 im Amt
Eider. Die meisten der über 80
Ämter haben die Aufgaben und
die Zuständigkeit beim Amt, die
Verwaltungsleitung wird durch
den Amtsausschuss bestimmt,
doch haben schon 11 Ämter von
der Möglichkeit gebrauch ge-
macht, einen hauptamtlichen

Amtsdirektor zu wählen. In 21
Ämtern haben der Amtsvorsteher
und der Amtsausschuss keinen
Zugriff mehr auf die Verwaltung,
hier werden die Geschäfte durch
eine amtsangehörige Gemeinde
oder amtsfreie Gemeinde (Stadt)
geführt. Dabei ist der direkt ge-
wählte Bürgermeister der Ge-
meinde, gleichzeitig der Leitende
Verwaltungsbeamte des Amtes.
Dies scheint etwas unübersicht-
lich, aber dies ist das Ergebnis der
vor Ort verantwortlichen Kom-
munalpolitiker. Das sich etwas
ändern muss, ist den beteiligten
klar, aber wie? Ist es mit der direk-
ten Wahl der Amtsausschussmit-
glieder schon getan? Muss nicht
auch das Zusammenspiel zwi-

schen Amtsvorsteher - Amtsaus-
schuss -Amtsdirektor (Ltd. Ver-
waltungsbeamter) auf den Prüf-
stand? Wie sieht die direkt zu
wählende neue Struktur aus: Ge-
meinde-Amt-Kreis!  

Der SGK-Landesvorstand wird das
Urteil des Verfassungsgerichts
zur Grundlage für die weiteren
Beratungen nehmen. Geplant
sind erste Entscheidungen im
März, darauf ist die Diskussion
mit den Mitgliedern geplant und
dann kann ein neuer Aufbruch
durch unsere kommunalpoliti-
sche Familie gehen.

Gerhard Schulz

Die Kläger vor dem Verfassungsgericht am 4.12.2009: Anke Spoorendonk
(SSW), Prof. Dr. Matthias Dombert (Verfahrensbevollmächtigter) und Robert
Habeck (Grüne)
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Finanzlage der Kommunen 
Antragsentwurf SGK und Dr. Kai Dolgner, MdL

Zukunft der  
SGK-DEMO-Beilage

Nach dem Ergebnis der letz-
ten Steuerschätzung vom

November erleiden die Kommu-
nen überproportionale Einbrü-
che von 90 Mio. Euro im Ver-
gleich zum Vorjahr. Die Kommu-
nen gehören zu den Hauptverlie-
rern der aktuellen Finanzkrise
und die Lage wird sich in den
kommenden Jahren noch ver-
schärfen. 

Eine zusätzliche Belastung ist
das sogenannte Wachstumsbe-
schleunigungsgesetz der
schwarzgelben Koalition, Die
derzeitige Landesregierung be-
klagt zwar die Finanzlage der
Kommunen, hat aber im Bundes-
rat offenbar aber 130 Mio. Euro
über für Steuergeschenke, die
zudem auch noch mit 60 Mio.
Euro von den Kommunen mitfi-
nanziert werden müssen. Einma-
lige Kompensationszahlungen,
wie z B. die zugesagten Aus-
gleichszahlungen bei der Zer-
schlagung der Jobcenter, sind
kein Ausgleich für dauerhafte
Einnahmeverluste. Dieses gilt
insbesondere, wenn der Verursa-

cher der Mehrkosten nicht etwa
die Kommunen sondern der
Bund selbst ist.

Verschärft wird die Situation
durch die stetig steigenden so-
zialen Transferleistungen. Insbe-
sondere bei größeren Kommu-
nen ist die Grenze der finanziel-
len Belastbarkeit überschritten
und die öffentliche kommunale
Daseinsvorsorge grundsätzlich

in Frage gestellt. Ein weiteres
Ausbluten der Kommunen zu
Ungunsten von KiTas, Schulen,
Büchereien, Schwimmbädern,
Vereinen etc., die wichtige Auf-
gaben für die Allgemeinheit
wahrnehmen zu Gunsten weni-
ger Menschen mit hohem Ein-
kommen ist nicht hinnehmbar. 

Auch kleine und mittlere Hand-
werksbetriebe, die gerade ein we-
nig von den Investitionen des
Konjunkturpakets II profitieren,
sind auf öffentliche Investitio-
nen angewiesen. 

Die kommunalen Einnahmen
müssen zur Erfüllung der kom-
munalen Aufgaben dauerhaft ge-
sichert werden:

Wir lehnen deshalb weitere ge-
plante Steuerentlastungen der
schwarzgelben Koalition im
zweistelligen Milliardenbereich
grundsätzlich ab. 

Die kommunalen Einnahmever-
luste durch das so genannte
Wachstumsbeschleunigungsge-
setz müssen dauerhaft und nicht
durch einmalige Leistungen
kompensiert werden.

Wir lehnen eine Abschaffung
der Gewerbesteuer und eine Ver-
lagerung auf den Hebesatz auf

Einkommen- und Körperschaft-
steuer ab, da dieses bundesweit
zu einem unsäglichen Wettbe-
werb zwischen den Kommunen
führen würde. In Schleswig-Hol-
stein wäre ein massiver Verlust
an Arbeitsplätzen und Finanz-
kraft die Folge.

Der jährliche Eingriff des Landes
in den kommunalen Finanzaus-
gleich von 120 Millionen. Euro
war gekoppelt an erwartete und
erfolgte Steuermehreinnahmen
bis 2008. Angesichts der derzeiti-
gen Steuermindereinnahmen ist
die Höhe des Eingriffs auf den
tatsächlich kompensierten Be-
trag zurückzuführen. 

Mittelfristig ist ein kommunales
Leistungsgesetz für die langfris-
tigen Planungsperspektiven der
Kommunen und des Landes er-
forderlich, das alle Finanzbezie-
hungen sowie die damit verbun-
denen Aufgaben transparent
und nachvollziehbar regelt.
Hierbei muss ein besonderer
Schwerpunkt auf die Funktions-
fähigkeit der Zentralen Orte und
Stadtrandkerne liegen. Die Land-
tagsfraktion wird aufgefordert,
einen entsprechenden Gesetz-
entwurf bis zum Ende der Legis-
laturperiode zu erarbeiten.

Der SGKLandesvorstand
Schleswig-Holstein hat in

seiner ersten Sitzung nach der
Mitgliederversammlung be-
schlossen, die DEMO-Beilage für
Schleswig-Holstein einzustellen.

Zwei Gründe gaben den Aus-
schlag: Die Rückmeldungen un-
serer Leser waren gering. Die

Kosten für jährlich vier Ausga-
ben hätten uns bald finanziell
überfordert. 

Der SGK-Landesvorstand wird
auf seiner Klausursitzung im
März Alternativen der Kommu-
nikation innerhalb der SGK dis-
kutieren.

Mitgliedschaft von Kommunal-
politikerinnen und Kommunal-
politikern in der SGK-Schles-
wig-Holstein

Die Sozialdemokratische Ge-
meinschaft für Kommunalpo-
litik e.V. (SGK) als Interessen-
vertreterin aller schleswig-hol-
steinischer  SPD-Kommunal-
politikerinnen und
-Kommunal politiker nimmt
weiterhin einen gefestigten
Platz innerhalb des SPD-Lan-
desverbandes ein.

Über 800 Mitglieder bringen da-
bei die Bedeutung der Kommu-
nalpolitik innerhalb des Politik-
spektrums insbesondere auf

Landesebene eindrucksvoll
zum Ausdruck. Gleichwohl
könnte die Schlagkraft der
schleswig-holsteinischen SGK-
bei über 2000 SPD-Mandatsträ-
gern in den schleswig-holsteini-
schen Kommunen noch erheb-
lich gesteigert werden. Vor al-
lem die weiter wachsenden Pro-
bleme der Kommunen und das
Ziel die nächsten Wahlen wie-
der zu gewinnen geben dafür
Anlass. Der Landesparteitag ap-
pelliert daher an alle SPD-Frak-
tionen in den Gemeinde- und
Stadträten sowie in den Kreista-
gen, den Beitritt zur SGK-
Schleswig-Holstein zu vollzie-
hen, soweit eine Mitgliedschaft
noch nicht besteht.

SGK-Antrag für den SPD_Landesparteitag am
6. Februar 2010

Kai Dolgner, neuer Sprecher für
Kommunales der SPD-Landtagsfrak-
tion


